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Presseinformation     

   

Berlin, 22. Oktober 2015 

 

BvD unterstützt Öffnungsklausel in EU-DSGVO 

Rechtssicherheit für Behörden, Unternehmen und Betroffene 

Der Berufsverband der Datenschutzbeauftragten (BvD) e.V. unterstützt einen möglichen Kompromiss im Zuge 

der geplanten europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) für nationale Spielräume hinsichtlich 

der Benennungspflichten für Datenschutzbeauftragte (DSB). „In diesem Fall würde die fachliche und 

unabhängige Unterstützung der Unternehmen durch Datenschutzbeauftragte bei der Herausforderung der 

Digitalisierungsprozesse bestehen bleiben“, sagte BvD-Vorstandsmitglied Rudi Kramer am Donnerstag auf 

dem BvD-Symposium in Nürnberg. Zugleich begrüßte er die Inaussichtstellung einer Öffnungsklausel zur 

Regelung des Datenschutzes für öffentliche Aufgaben. Eine weitgehende Überarbeitung der rechtlichen 

Grundlagen etwa in der Sozialgesetzgebung, im Gesundheitswesen oder für Schulen könnte unterbleiben, da 

diese im deutschen Recht bereits verankert seien. Dies gebe Rechtssicherheit für Behörden, Unternehmen 

und Betroffene, betonte Kramer.  

Dennoch würden genügend Aufgaben für Unternehmen anfallen, bis die EU-DSGVO voraussichtlich 2018 in 

Kraft trete. Dies betreffe beispielsweise Prozesse und Grundlagen für Kunden- und Beschäftigtendaten, die an 

den neuen gesetzlichen Rahmen auszurichten sind. Der zu erwartende verschärfte Sanktionsrahmen für 

Verstöße gegen die Vorgaben der EU-DSGVO ist ein weiteres Argument für Unternehmen, sich auf die neue 

Rechtslage frühzeitig einzustellen, sagte Kramer.  

Auf dem Symposium diskutierten Datenschützer und Fachleute aus Politik und Verwaltung über mögliche 

Kompromisslinien bei der EU-DSGVO. Dem Leiter der Projektgruppe Datenschutz im 

Bundesinnenministerium, Ulrich Weinbrenner, zufolge unterstützten EU-Kommission und EU-Parlament unter 

bestimmten Voraussetzungen die europaweite Etablierung von betrieblichen und behördlichen 

Datenschutzbeauftragten. Der Rat allerdings wolle den DSB nicht EU-weit festschreiben, sondern erwäge 

eine Öffnungsklausel. 

Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Andrea Voßhoff, kritisierte, trotz 

einer möglichen Öffnungsklausel gebe es nicht genug Anreize für andere EU-Staaten, einen DSB 

einzuführen. Die Diskussion sei „noch nicht ergebnisorientiert zu Ende geführt“, sagte sie in ihrem Vortrag. Sie 

hob zugleich die Bedeutung der Datenschutzbeauftragten für die Vertrauensbildung gegenüber Kunden und 

Mitarbeitern hervor. Der DSB in Deutschland genieße „hohes Ansehen“. 
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Der Berufsverband der Datenschutzbeauftragten Deutschlands (BvD) e.V. vertritt die Interessen von über 

800 Datenschutzbeauftragten in Betrieben und Behörden. Zu seinen Aufgaben gehört u.a. die Etablierung und 

Weiterentwicklung des Berufsbildes sowie die Qualifizierung und Weiterbildung der Datenschutzbeauftragten.  

https://www.bvdnet.de/

